
 

 

Bezugnahmen auf das Christentum im Schulrecht der Bundesländer 
(Stand: Oktober 2013) 

 

Baden-Württemberg 

Verfassung 
Art. 12 
Die Jugend ist in Ehrfurcht vor Gott, im Geiste der christlichen Nächstenliebe, zur Brüder-
lichkeit aller Menschen und zur Friedensliebe, in der Liebe zu Volk und Heimat, zu sittlicher 
und politischer Verantwortlichkeit, zu beruflicher und sozialer Bewährung und zu freiheitli-
cher demokratischer Gesinnung zu erziehen. 
Art. 15 
(1) Die öffentlichen Volksschulen (Grund- und Hauptschulen) haben die Schulform der 
christlichen Gemeinschaftsschule nach den Grundsätzen und Bestimmungen, die am 
9. Dezember 1951 in Baden für die Simultanschule mit christlichem Charakter gegolten ha-
ben. 
Art. 16 
(1) In christlichen Gemeinschaftsschulen werden die Kinder auf der Grundlage christlicher 
und abendländischer Bildungs- und Kulturwerte erzogen. 
(3) Ergeben sich bei der Auslegung des christlichen Charakters der Volksschule Zweifelsfra-
gen, so sind sie in gemeinsamer Beratung zwischen dem Staat, den Religionsgemeinschaften, 
den Lehrern und den Eltern zu beheben. 

§ 1 Abs. 2 Schulgesetz: 
Über die Vermittlung von Wissen, Fähigkeiten und Fertigkeiten hinaus ist die Schule insbe-
sondere gehalten, die Schüler in Verantwortung vor Gott, im Geiste christlicher Nächstenlie-
be, zur Menschlichkeit und Friedensliebe, in der Liebe zu Volk und Heimat, zur Achtung der 
Würde und der Überzeugung anderer, zu Leistungswillen und Eigenverantwortung sowie zu 
sozialer Bewährung zu erziehen ... 
 

Bayern 

Art. 135 Verfassung 
Die öffentlichen Volksschulen sind gemeinsame Schulen für alle volksschulpflichtigen Kin-
der. In ihnen werden die Schüler nach den Grundsätzen der christlichen Bekenntnisse unter-
richtet und erzogen. Das Nähere bestimmt das Volksschulgesetz. 

Art. 7 Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 

Die Grundschule und die Hauptschule (die Volksschule) 
(2) In den Volksschulen werden die Schüler nach den gemeinsamen Grundsätzen der christli-
chen Bekenntnisse unterrichtet und erzogen. In Klassen mit Schülern gleichen Bekenntnisses 
wird darüber hinaus den besonderen Grundsätzen dieses Bekenntnisses Rechnung getragen. 
 
 
(3) Angesichts der geschichtlichen und kulturellen Prägung Bayerns wird in jedem Klassen-
raum ein Kreuz angebracht. Damit kommt der Wille zum Ausdruck, die obersten Bildungszie-
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le der Verfassung auf der Grundlage christlicher und abendländischer Werte unter Wahrung 
der Glaubensfreiheit zu verwirklichen. Wird der Anbringung des Kreuzes aus ernsthaften und 
einsehbaren Gründen des Glaubens oder der Weltanschauung durch die Erziehungsberechtig-
ten widersprochen, versucht der Schulleiter eine gütliche Einigung. Gelingt eine Einigung 
nicht, hat er nach Unterrichtung des Schulamts für den Einzelfall eine Regelung zu treffen, 
welche die Glaubensfreiheit des Widersprechenden achtet und die religiösen und weltan-
schaulichen Überzeugungen aller in der Klasse Betroffenen zu einem gerechten Ausgleich 
bringt; dabei ist auch der Wille der Mehrheit, soweit möglich, zu berücksichtigen. 
 

Berlin 

§ 1 Schulgesetz 
... Diese Persönlichkeiten müssen sich der Verantwortung gegenüber der Allgemeinheit be-
wusst sein und ihre Haltung muss bestimmt werden von der Anerkennung der Gleichberechti-
gung aller Menschen, von der Achtung vor jeder ehrlichen Überzeugung und von der Aner-
kennung der Notwendigkeit einer fortschrittlichen Gestaltung der gesellschaftlichen Verhält-
nisse sowie einer friedlichen Verständigung der Völker. Dabei sollen die Antike, das Chris-
tentum und die für die Entwicklung zum Humanismus, zur Freiheit und zur Demokratie we-
sentlichen gesellschaftlichen Bewegungen ihren Platz finden.  
 

Bremen 

§ 32 Landesverfassung 
Die allgemeinbildenden öffentlichen Schulen sind Gemeinschaftsschulen mit bekenntnismä-
ßig nicht gebundenem Unterricht in Biblischer Geschichte auf allgemein christlicher Grund-
lage. 

§ 7 Schulgesetz 
Nach Art. 32 der Landesverfassung erteilen die allgemeinbildenden öffentlichen Schulen in 
der Primarstufe und der Sekundarstufe I bekenntnismäßig nicht gebundenen Unterricht in 
Biblischer Geschichte auf allgemein christlicher Grundlage; in der Gymnasialen Oberstufe 
können die Schüler und Schülerinnen Kurse mit entsprechenden Inhalten an bestimmten 
Standorten anwählen. 
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Hessen 

§ 2 Schulgesetz 
(1) Die Schulen im Lande Hessen erfüllen in ihren verschiedenen Schulstufen und Schulfor-
men den ihnen in Art. 56 der Verfassung des Landes Hessen erteilten gemeinsamen Bildungs-
auftrag, der auf humanistischer und christlicher Tradition beruht ... 
(2) ... Die Schulen sollen die Schülerinnen und Schüler befähigen, in Anerkennung  der Wert-
ordnung des Grundgesetzes und der Verfassung des Landes Hessen ...  die christlichen und 
humanistischen Traditionen zu erfahren, nach ethischen Grundsätzen zu handeln und religiöse 
und kulturelle Werte zu achten ... 
 

Niedersachen 

§ 2 Schulgesetz 
Die Schule soll im Anschluss an die vorschulische Erziehung die Persönlichkeit der Schüle-
rinnen und Schüler auf der Grundlage des Christentums, des europäischen Humanismus und 
der Ideen der liberalen, demokratischen und sozialen Freiheitsbewegungen weiterentwickeln. 
 

Nordrhein-Westfalen 

Art. 12 Verfassung 
(3) Grundschulen sind Gemeinschaftsschulen, Bekenntnisschulen oder Weltanschauungsschu-
len.  
(4) Hauptschulen sind von Amts wegen als Gemeinschaftsschulen zu errichten. Auf Antrag 
der Erziehungsberechtigten sind Bekenntnisschulen oder Weltanschauungsschulen zu errich-
ten, soweit ein geordneter Schulbetrieb bei der beantragten Hauptschule und der Besuch einer 
Gemeinschaftsschule in zumutbarer Weise gewährleistet sind. 
(5) Hauptschulen sind in Gemeinschaftsschulen umzuwandeln, wenn Erziehungsberechtigte, 
die ein Drittel der Schüler vertreten, dieses beantragen. 
(6) In Gemeinschaftsschulen werden Kinder auf der Grundlage christlicher Bildungs- und 
Kulturwerte in Offenheit für die christlichen Bekenntnisse und für andere religiöse und welt-
anschauliche Überzeugungen gemeinsam unterrichtet und erzogen. 

§ 19 Schulordnungsgesetz 
In Gemeinschaftsschulen werden Kinder auf der Grundlage christlicher Bildungs- und Kul-
turwerte in Offenheit für die christlichen Bekenntnisse und für andere religiöse und weltan-
schauliche Überzeugungen gemeinsam unterrichtet und erzogen. 
 
 

Rheinland-Pfalz 

Art. 29 Verfassung 
Die öffentlichen Grund-, Haupt- und Sonderschulen sind christliche Gemeinschaftsschulen. 
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Saarland 

Verfassung 
Art. 27 
Die öffentlichen Schulen sind Gemeinsame Schulen. In ihnen werden Schüler unabhängig 
von ihrer Religionszugehörigkeit bei gebührender Rücksichtnahme auf die Empfindungen an-
dersdenkender Schüler auf der Grundlage christlicher Bildungs- und Kulturwerte unterrichtet 
und erzogen.  
Art. 30 
Die Jugend ist in der Ehrfurcht vor Gott, im Geiste der christlichen Nächstenliebe und der 
Völkerversöhnung, in der Liebe zu Heimat, Volk und Vaterland, zu sorgsamem Umgang mit 
den natürlichen Lebensgrundlagen, zu sittlicher und politischer Verantwortlichkeit, zu beruf-
licher und sozialer Bewährung und zu freiheitlicher demokratischer Gesinnung zu erziehen. 
 

Sachsen 

§ 1 Abs. 2 Schulgesetz 
 
Die schulische Bildung soll zur Entfaltung der Persönlichkeit der Schüler in der Gemeinschaft 
beitragen. Diesen Auftrag erfüllt die Schule, indem sie den Schülern insbesondere anknüpfend 
an die christliche Tradition im europäischen Kulturkreis Werte wie Ehrfurcht vor allem Le-
bendigen, Nächstenliebe, Frieden und Erhaltung der Umwelt, Heimatliebe, sittliches und poli-
tisches Verantwortungsbewusstsein, Gerechtigkeit und Achtung vor der Überzeugung des an-
deren, berufliches Können, soziales Handeln und freiheitliche demokratische Haltung vermit-
telt, die zur Lebensorientierung und Persönlichkeitsentwicklung sinnstiftend beitragen und sie 
zur selbstbestimmten und verantwortungsbewussten Anwendung von Kenntnissen, Fähigkei-
ten und Fertigkeiten führt und die Freude an einem lebenslangen Lernen weckt.  
 

Schleswig-Holstein 

§ 4 Abs. 2 Schulgesetz 
Der Bildungsauftrag der Schule ist ausgerichtet an den im Grundgesetz verankerten Men-
schenrechten, den sie begründenden christlichen und humanistischen Wertvorstellungen und 
an den Ideen der demokratischen, sozialen und liberalen Freiheitsbewegungen. 
 

Thüringen 
§ 2 Abs. 1 Schulgesetz 
Dabei werden die Schüler darauf vorbereitet, Aufgaben in Familie, Gesellschaft und Staat zu 
übernehmen und dazu angehalten, sich im Geiste des Humanismus und der christlichen 
Nächstenliebe für die Mitmenschen einzusetzen. 
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